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ohne zeitlichen oder anderen
Druck durchgeführt werden.

Zur Erinnerung: Mit Blick
auf die nahende Abschiebung
der afghanischen Asylsuchen-
den in Vöhl hatte es vom För-
derkreis „Synagoge in Vöhl“
vor zwei Wochen massive Kri-
tik am Anhörungsverfahren
gegeben. Förderkreis-Mitglied
Karl-Heinz Stadtler hatte da-
mals deutliche Worte gefun-
den und Forderungen gestellt,
die nun von der SPD-Kreistags-
fraktion unterstützt werden.

Die Sozialdemokraten for-
dern weiter, dass die Verfah-
ren beim Bamf fair durchge-
führt werden sollten. Dazu ge-
höre, dass den Flüchtlingen in
den Anhörungen, den Nieder-
schriften und in den Beschei-
den des Bamf nicht mit Miss-
trauen begegnet werde. Die
SPD-Kreistagsfraktion betont,
dass die Massenabschiebun-
gen nach Afghanistan unter-
bleiben müssen. „In Afghanis-
tan gibt es keine Sicherheit.
Flüchtlinge in ihr Heimatland
zurückzuschicken, gefährdet
ihre Gesundheit“, heißt es in
der Resolution. (dau)

WALDECK-FRANKENBERG.
Auch vor dem Hintergrund,
dass in Vöhl mehrere Flücht-
linge aus Afghanistan vor der
Abschiebung stehen (wir be-
richteten), will die SPD-Kreis-
tagsfraktion einen Resoluti-
onsantrag in die nächste Kreis-
tagssitzung am 20. März ein-
bringen. Darin fordert sie die
Bundesregierung und die Lan-
desregierungen auf, „zu einer
von Humanität und Mit-
menschlichkeit geprägten Po-
litik gegenüber den Migranten
zurückzukehren“.

Dazu gehöre, dass alle
Flüchtlinge, die sich durch
Teilnahme an Sprach-, Inte-
grations-, und Orientierungs-
kursen oder ähnlichen Maß-
nahmen, durch die Aufnahme
von Ausbildungs- und Arbeits-
verhältnissen um Integration
bemühen und ihr Leben selbst
in die Hand nehmen wollen,
in der Bundesrepublik bleiben
können. Zudem müsse die An-
hörung von Flüchtlingen
durch das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge
(Bamf) von ausreichend ausge-
bildeten Entscheidern und

„In Afghanistan gibt
es keine Sicherheit“
SPD-Kreistagsfraktion kritisiert Abschiebungen

und Freizeitcharakter. Auch
können Mittel für den Neu-
oder Umbau von Räumen, die
zur Jugendarbeit genutzt wer-
den, beantragt werden. Der
Fachdienst selbst steht auch
beratend bei der Konzeption
von Jugendarbeit oder als Ko-
operationspartner bei Veran-
staltungen zur Verfügung. Er
bietet Fortbildungen zu The-
men an, die in der Jugendar-
beit wichtig sind.

Service: Nähere Informatio-
nen und Antragsformulare
gibt es beim Fachdienst Ju-
gend, Martina Fresen, Tel.
05631/954458, im Internet un-
ter www.landkreis-waldeck-
frankenberg.de oder per E-
Mail über foerderung-jugend-
arbeit@landkreis-waldeck-
frankenberg.de. (r)

WALDECK-FRANKENBERG.
Ferienspiele, Studienreisen,
Freizeiten oder Seminare – der
Landkreis unterstützt die Ju-
gendarbeit in Waldeck-Fran-
kenberg mit Rat und Geld.
Welche Hilfen Jugendgrup-
pen, Vereine, Verbände, Ju-
gendclubs, Initiativen, Städte,
Gemeinden oder Kirchen be-
antragen können, erläuterte
nun der Leiter des Fachdiens-
tes Jugend, Ralf Enderlein.

Der Fachdienst veranstaltet
und finanziert Seminare und
Projekte für Kinder und Ju-
gendliche, Mitarbeiteraus-
und -fortbildungen sowie Feri-
enspiele. Auch die Anschaf-
fung von Materialien für die
Jugendarbeit wird gefördert,
ebenso Studienreisen, Fahrten
und Freizeiten mit Erholungs-

Landkreis fördert
die Jugendarbeit
Hilfen können bei Bedarf beantragt werden

hat. Ähnlich wie damals im
Lehrerbereich hat man hier et-
was hochgeschaukelt, was
nicht mehr günstig finanzier-
bar ist. Ein A-16-Bürgermeister
erhält noch Beihilfe in eige-
nen und familiären Krank-
heitsfällen. Dazu kommen
Aufwandsentschädigungen,
Dienstreisen mit Unterbrin-
gungen und Verpflegungen.

Das Ganze lässt sich fortfüh-
ren, bis es einem schwindlig
wird. Es kommen noch Bewir-
tungs- und Präsentationskos-
ten hinzu. Fragen Sie mal das
Landesrechnungsamt, was es
sonst noch so abzurechnen
gibt im schönen, reichen Hes-
senland!

Geht in Nordrhein-Westfa-
len ein Landesbeamter auf
Dienstreise, wird ihm die häus-
liche Verpflegungseinsparung
von der Reisekostenrechnung
abgezogen. Grund: Essen und
trinken müsste der Beamte so-
wieso auf eigene Kosten.

Otto L. E. Sänger, Rhoden

Ö ffentliche Verwaltung
ist mit das teuerste,
was wir uns erlauben.

Die Kommunen haben sich
historisch einen Stellenplan
für Führungkräfte geschaffen,
der Lächerlichkeiten hervor-
rufen muss. Ein Diemelstädter
Bürgermeister hat nur noch
einen weiteren Beamten, der
Rest sind Verwaltungsange-
stellte, was nicht deren Repu-
tation beeinträchtigen soll. Da
sind dann drei Hochschulab-
solventen, welche die Abtei-
lungsleiter sind. Noch mehr
Führungskräfte?

Es genügte für Diemelstadt
der Hauptabteilungsleiter, der
das Rathaus zu Bürozeiten lei-
tet. In anderen Kommunen
wäre das ähnlich zu organisie-
ren. Man muss nur die ande-
ren Organisationen im Lande
vergleichen – die Kommunen
schöpfen da aus ihrer kommu-
nalen Selbstverwaltung, die
ein Luxus ist, der nicht mehr
viel mit Gerechtigkeit zu tun

„Mit Gerechtigkeit
nichts mehr zu tun“
Zum Artikel: Fusionen von Kommunen
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wahrscheinlich. „Wir bedau-
ern jeden Austritt, der in der
Regel nicht spontan, vielmehr
oft erst nach einem längeren
Prozess geschieht. Über die in-
neren Beweggründe haben
wir nicht zu urteilen“, sagte
Engel auf Anfrage unserer Zei-
tung.

Kirche müsse nah dran sein
an den Menschen. Dies stelle
bei der stark zurückgehenden
Priesterzahl eine riesige He-
rausforderung dar. In der Di-
özese Paderborn werden gera-
de neue Modelle erprobt, um
pastorale Dienstleistungen
wie Hausbesuche oder Sakra-
mentenpastoral neu verläss-
lich zu organisieren.

Engel: „Das ist Herausforde-
rung und zugleich Zusage:
Dem Bedürfnis nach etwas Se-
gen im Leben gerecht zu wer-
den. Ansonsten treten die Leu-
te aus. Und das wollen wir
nicht.“ (tk/jpa)

bezweifelt, dass die dafür vom
Gesetzgeber bestimmte Ge-
bühr von 30 Euro kostende-
ckend sei.

„Bisher mussten Kirchen-
austritte persönlich gegen-
über dem Urkundsbeamten
des Amtsgerichts erklärt wer-
den. Meines Wissens war dazu
eine vorherige Terminverein-
barung erforderlich. Das wird
bei den Einwohnermeldeäm-
tern wohl nicht möglich oder
nötig sein“, so der Bromskir-
chener Bürgermeister. Er be-
fürchte, „dass mindestens an-
fangs die Zahl der Kirchenaus-
tritte ansteigt, weil es einfa-
cher ist, vor Ort und ohne gro-
ße Vorbereitung die Erklä-
rung abzugeben.“

Dass ein vereinfachtes An-
tragsverfahren den Entschluss
hervorruft, der Kirche den Rü-
cken zu kehren, hält Aegidius
Engel, Pressesprecher des Erz-
bistums Paderborn, für un-

WALDECK-FRANKENBERG.
Ab morgen sind die Stadt- und
Gemeindeverwaltungen für
Kirchenaustritte zuständig.
Diese Gesetzesänderung stößt
in den Rathäusern nicht auf
ungeteilte Zustimmung. An-
ders als im Korbacher Rathaus
rechnet man in kleineren Ver-
waltungen indes mit zusätzli-
chem Aufwand.

„Wenn die Erklärungen
zum Kirchenaustritt künftig
von den Städten und Gemein-
den angenommen werden
müssen, dann bedeutet das
natürlich auch Mehrarbeit für
die Einwohnermeldeämter“,
sagt Bürgermeister Karl-Fried-
rich Frese (Bromskirchen).
Schließlich müsse jeder ein-
zelne Antrag entgegengenom-
men, in der EDV erfasst und
verarbeitet sowie mindestens
an die zuständige Kirchenge-
meinde und das Finanzamt
weitergeleitet werden. Frese

„Bedauern jeden Austritt“
Mehr zum Thema: Wer seine Kirche verlassen will, beantragt Verfahren im Rathaus

Gesetzesänderung: Wer seiner Kirche den Rücken kehren will, muss ab morgen nicht mehr ins Amtsgericht, sondern in die Stadt- oder
Gemeindeverwaltung seines Wohnorts gehen. Archivfoto: dpa

Austritte in Dekanat

und Kirchenkreis

Das katholische Dekanat
Waldeck verzeichnete
2015 insgesamt 92 Aus-
tritte, 17 weniger als ein
Jahr zuvor. 14 194 Katholi-
ken werden in den Ge-
meinden zwischen Kor-
bach, Bad Arolsen und
Waldeck-Bad Wildungen
seelsorgerisch betreut.

Im evangelischen Kir-
chenkreis Twiste-Eisen-
berg gab es 2014 insge-
samt 171 Austritte und 27
Aufnahmen bei 41 786
Mitgliedern, 2015 insge-
samt 173 Austritte, 31
Aufnahmen bei 41 086
Mitgliedern. Die Zahlen
für 2016 liegen beiden Kir-
chen noch nicht vor. (tk)

H I N T E R G R U N D

lien Hessen sollen Ende April
abgeschlossen sein. Nun infor-
mierte sich auch Hessens Fi-
nanzstaatssekretärin Berna-
dette Weyland über den Bau-
fortschritt, bei dem das Land
Hessen Umbaukosten in Höhe
von rund 925 000 Euro über-
nimmt. Hinzu kommen
400 000 Euro vom Landkreis
und 200 000 Euro vom NABU
Hessen.

„Wir sind sehr froh, dass sie
sich so für die Burg einset-
zen“, sagte Jugendburg-Ge-
schäftsführer Dr. Berthold
Langenhorst. Sein Dank galt
Weyland, den Landtagsabge-
ordneten Claudia Ravensburg
und Jürgen Frömmrich, LBIH-
Projektleiter Thomas Salz-
mann sowie den Gesellschaf-
tern Hartmut Mai (NABU-Lan-
desgeschäftsführer) und Kai
Bremmer (Kreishandwerker-
schafts-Geschäftsführer). Die
Gemeinde Vöhl habe die Bau-
arbeiten ebenfalls unterstützt.
„Ich freue mich, wenn ich es
nur von außen sehe und es
schon wie ein Schmuckstück
aussieht“, sagte Weyland.

„Wir können hier zu be-
zahlbaren Preisen für Jugend-

EDERBRINGHAUSEN. Die Mo-
dernisierung der Jugendburg
Hessenstein in Ederbringhau-
sen läuft seit November auf
Hochtouren. Die Bauarbeiten
unter Projektleitung des Lan-
desbetriebs Bau und Immobi-

Ende April soll alles fertig sein
Bei der Modernisierung der Jugendburg Hessenstein liegt der Fokus auf Inklusion

gruppen, Wanderer und Fami-
lien eine Möglichkeiten bie-
ten, unsere Natur kennenzu-
lernen“, sagte Ravensburg. „Es
ist unbezahlbar, dass wir hier
ein vernünftiges Angebot für
Umweltbildung haben, wo die
Standards stimmen“, sagte
Frömmrich.

„Der Landkreis ist Modellre-
gion für Barrierefreiheit im
Tourismus- und Gaststättenge-
werbe. Es ist gut angelegtes

Geld, dass wir auch Jugendli-
che mit Einschränkungen
übernachten lassen können“,
sagte Kreisbeigeordnete Han-
nelore Behle.

„Die Burg ist Aushänge-
schild für die Gemeinde, die
Ferienregion Edersee und die
Nationalparkregion“, betonte
Stappert. „Ich freue mich, dass
beim Umbau viele Innungsbe-
triebe zum Zuge gekommen
sind“, sagte Bremmer. (nz)

Burg Hessenstein: Hessens Finanzstaatssekretärin Bernadette Wey-
land (5. von links) informierte sich über den Baufortschritt. Das
Land steuert 925 000 Euro zur Modernisierung bei. Foto: Zecher-Christ

Zwei Zimmer

für Rolli-Fahrer

In der Burg wird künftig je-
des Zimmer mit Bad aus-
gestattet sein. Auch der
Eingangsbereich wird neu
gestaltet. Zudem stehen
die Einrichtung von zwei
Zimmern für Rollstuhlfah-
rer, die inklusionsgerechte
Gestaltung der Tagesräu-
me und des Burghofs, ein
Leitwegesystem für Seh-
behinderte, Hörgeschä-
digte und Menschen mit
geistigen Einschränkun-
gen an. Mit öffentlichem
Burgfest soll die renovier-
te Anlage am 28. Mai zur
Besichtigung und zum ge-
meinsamen Feiern freige-
geben werden. (nz)
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